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(GBl. I Nr. 5 S. 30) spricht allgemein von Berufspflichten, 
die der Arzt „verantwortungsbewußt, sorgfältig und ge­
wissenhaft auf der Grundlage der Erkenntnisse der medi­
zinischen Wissenschaft“ zu erfüllen hat. Dabei ist davon 
auszugehen, daß rechtlich verbindlich nicht nur diejenigen 
ärztlichen Pflichten sind, die in Gesetzen, Verordnungen, 
Anordnungen, Arbeitsordnungen, Funktionsplänen usw. 
ausdrücklich beschrieben sind, sondern auch die vielfältigen 
nicht ausdrücklich fixierten bzw. normierten allgemein 
anerkannten ärztlichen Berufsregeln, die sich in der medi­
zinischen Praxis herausgebildet haben.

§ 9 StGB nennt neben den Pflichten, die den Verant­
wortlichen kraft Gesetzes obliegen, besonders auch die­
jenigen Pflichten als'Rechtspflichten, die den Verantwort­
lichen kraft Berufs oder Tätigkeit obliegen. Die allgemein 
anerkannten ärztlichen Berufsregeln tragen Rechtspflicht­
charakter. Das bedeutet, daß der behandelnde Arzt recht­
lich zu einem solchen diagnostischen und therapeutischen 
Vorgehen verpflichtet ist, das zur Sicherung eines optima­
len Behandlungserfolgs erforderlich und geeignet sowie 
auf der Grundlage des erworbenen Qualifikationsgrades 
und der ärztlichen Fortbildungspflicht für den einzelnen 
zumutbar und nach den objektiven Bedingungen auch 
realisierbar ist. In Übereinstimmung mit den Grundsätzen 
des Schuldausschlusses nach § 10 StGB betonen die ein­
gangs genannten Thesen in Ziffer 6 zutreffend, daß vom 
Arzt zur Erfüllung seiner Berufspflichten die Anstrengun­
gen verlangt werden, „die unter Berücksichtigung seiner 
Qualifikation, seiner Erfahrungen und der objektiv vor­
handenen Möglichkeiten und Bedingungen (Ort, Zeit und 
Situation) von ihm erwartet werden können“. Wem die 
Erfüllung seiner Pflichten objektiv nicht möglich ist oder 
wer wegen eines von ihm nicht zu verantwortenden per­
sönlichen Versagens oder Unvermögens zur Erfüllung sei­
ner Pflichten nicht imstande ist, handelt gemäß § 10 StGB 
nicht schuldhaft und kann demzufolge auch nicht straf­
rechtlich zur Verantwortung gezogen werden.

Rechtlich verbindlich sind ärztliche Berufsregeln aller­
dings nur dann, wenn sie allgemein anerkannt sind. Zur 
praktischen Anwendung bestimmter Erkenntnisse, Metho­
den und Verfahren ist der Arzt rechtlich verpflichtet, wenn 
diese z. B. in der allgemein zugänglichen Fachpresse aus­
giebig und als gesichert dargelegt wurden, als Standard­
wissen für die Facharztprüfung gelten und an Universi­
täten und Akademien gelehrt werden. „Maßstab ist der 
in Lehrbüchern' (letzte Auflage), Hochschulvorlesungen, 
Zeitschriften mit großer Verbreitung und Zugangsmöglich­
keit (Das deutsche Gesundheitswesen, Zeitschrift für ärzt­
liche Fortbildung) vermittelte Erkenntnisstand.“2

Die in Therapieempfehlungen, Richtlinien oder Stan­
dards dargelegten Erkenntnisse, Methoden und Verfahren 
sind m. E. immer allgemein anerkannte Berufsregeln. 
Weicht ein Arzt davon ab, dann muß er im Konfliktfall 
nachweisen, daß dieses Abweichen auf Grund der jüng­
sten Erfahrungen der medizinischen Wissenschaft und Pra­
xis nach Lage des Falles notwendig und gerechtfertigt war.

Der Rechtspflichtcharakter der allgemein anerkannten 
ärztlichen Berufsregeln wird nicht nur deshalb betont, 
weil bei der Verletzung von Rechtspflichten die Frage nach 
dem Verantwortlichen auftritt, sondern vor allem des­
halb, weil durch die in den Rechtspflichten zum Ausdruck 
kommenden verbindlichen Verhaltensanforderungen von 
v o r n h e r e i n  ein diesen Anforderungen entsprechendes 
Verhalten der Ärzte und der anderen medizinischen Mit­
arbeiter stimuliert werden soll.

Da in der medizinischen Wissenschaft und Praxis im­
mer wieder neue Erkenntnisse gewonnen werden, die in 
einer Vielzahl von Publikationen veröffentlicht und all­
gemein zugänglich gemacht werden, vervollkommnen sich 
die ärztlichen Berufsregeln ständig. Jeder einzelne Arzt 
ist selbst dafür verantwortlich, daß er sich mit den neuen 
erprobten und anerkannten Erkenntnissen und Erfahrun­
gen vertraut macht und sie in der täglichen Praxis an­

wendet. In § 5 Abs. 2 der Approbationsordnung heißt es 
zu dieser Pflicht ausdrücklich: „Der Arzt bildet sich stän­
dig weiter, vervollkommnet seine Kenntnisse und wendet 
sie in der Praxis an.“ Danach ist die Weiterbildungspflicht 
für jeden Arzt eine verbindliche Rechtspflicht.

Die Leiter im Bereich des Gesundheitswesens haben 
dafür zu sorgen, daß in den ihnen unterstellten Einrich­
tungen die sozialistische Gesetzlichkeit ständig weiter ge­
festigt wird, systematisch erzieherische Maßnahmen zur 
Erhöhung des sozialistischen Rechtsbewußtseins organisiert 
und wichtige neue Rechtsvorschriften im Zusammenwir­
ken mit den Gewerkschaftsleitungen den Kollektiven der 
Gesundheitseinrichtungen erläutert werden.3 Die Rechts­
erziehung im Gesundheitswesen — für die die leitenden 
Mitarbeiter die Verantwortung tragen — muß vor allem 
darauf gerichtet sein, im Prozeß der täglichen Arbeit und 
bei den verschiedenen Qualifizierungsmaßnahmen ständig 
auch das Wissen um die rechtlich verbindlichen Verhal­
tensanforderungen zu vertiefen, allen Mitarbeitern diese 
Verhaltensanforderungen bewußt zu machen und dabei 
selbst mit gutem Beispiel voranzugehen.

Die weitere Erhöhung der Qualität und Wirksamkeit 
der medizinischen Arbeit hängt wesentlich davon ab, wie 
es gelingt, die Forderung in Abschn. II des Beschlusses 
über weitere Maßnahmen zur Durchführung des sozial­
politischen Programms des VIII. Parteitages der SED (Ge­
meinsamer Beschluß des Politbüros des Zentralkomitees 
der SED, des Ministerrates der DDR und des Bundesvor­
standes des FDGB vom 25. September 1973, ND vom 27. Sep­
tember 1973, S. 3) zu verwirklichen, „den in der medizi­
nischen Praxis tätigen Ärzten . . . neue und erprobte wis­
senschaftliche Erkenntnisse rascher und übersichtlicher 
zugänglich zu machen“. Welche Probleme es dabei gibt, 
wurde in einem im Bezirk Suhl durchgeführten Ermitt­
lungsverfahren wegen fahrlässiger Tötung deutlich. Ein 
6jähriges Kind war an einer Knochenmarkschädigung ge­
storben, die bei einer Berlicetin-Therapie durch das Über­
schreiten der Maximal-Dosis in Menge und Zeitdauer ent­
standen war.

Die beteiligten Ärzte vertraten die Meinung, daß bis 
zu diesem Todesfall die Therapie auch der nicht bakteriell 
bedingten Hirnhautentzündung mit Berlicetin allgemein 
als gültig anerkannt gewesen sei. In der Auseinanderset­
zung mit diesem Argument wiesen die Gutachter nach, daß 
die Indikation, Dosierung in Menge und Zeit sowie die 
notwendigen Kontrollmaßnahmen bereits zwei Jahre vor 
dem Tod des Kindes ausreichend in der in der DDR er­
hältlichen und für den Pädiater unerläßlichen Literatur 
klargestellt gewesen ist.

Dieses Beispiel wirft die Frage auf, ob den übergeord­
neten Leitungsorganen im Gesundheitswesen ggf. eine 
stärkere rechtliche Verantwortung dafür übertragen wer­
den sollte, daß sich die Ärzte in den einzelnen Fachberei­
chen eines Kreises oder Bezirks mit neuen Erkenntnissen 
vertraut machen und diese auch in ihrer Praxis anwenden.

Verantwortlichkeits-, Schuld-'und Beweislastregelungen 
und ihre Beachtung bei der Beurteilung 
medizinischer Fehlleistungen

Eine ungenügende Kenntnis der unterschiedlichen Verant­
wortlichkeits-, Schuld- und Beweislastregelungen im Ar- 
beits-, Zivil- und Strafrecht führt in der Praxis manchmal 
noch dazu, daß das zivilrechtliche Einstehenmüssen der 
Gesundheitseinrichtungen mit einem strafrechtlichen 
Schuldvorwurf verwechselt wird. Manche Mitarbeiter des 
Gesundheitswesens sind der Meinung, daß die Anerken­
nung einer zivilrechtlichen Verantwortlichkeit oder schon 
die Schadensmeldung an die Staatliche Versicherung die 
Gefahr einer strafrechtlichen Verfolgung heraufbeschwört. 
Durch solche Auffassungen kann u. U. die rasche materielle 
Sicherung der Bürger im Schadensfall beträchtlich ge­
hemmt werden. Manchmal wird auch noch die Pflicht der


